
Bundesgerichtsentscheid
zum Tierhalteverbot

Geheimjustiz des
Verwaltungsgerichts
Im März 2015 erkundigte sich
der VgT beim Thurgauer Ver-
waltungsgericht, ob in Sachen
des bekannten notorischen Tier-
quälers U. K. ein Verfahren hän-
gig sei, weil Gerüchte besagten,
er habe ein – von den Tier-
schutzorganisationen seit Jah-
ren erwartetes – Tierhalteverbot
angefochten. Das Verwaltungs-
gericht verweigerte die Auskunft
und hat damit zwar vor Bundes-
gericht Recht erhalten, aber die-
ser Bundesgerichtsentscheid
liegt völlig quer in der juristi-
schen Landschaft und ist wieder
mal ein Beispiel an Oberfläch-
lichkeit und Willkür.

Auf das zentrale Argument,
dass das Verwaltungsgericht mit
seiner Praxis, Gerichtsverhand-
lungen nicht anzukündigen und
Urteile (mit Ausnahmen) nicht
zu veröffentlichen, das Öffent-

lichkeitsgebot torpediere, ging
das Bundesgericht mit keinem
Wort ein.

Eine Auskunft über die Hän-
gigkeit des Verfahrens würde es
Interessierten ermöglichen, sich
nach der Verhandlung oder dem
Urteil zu erkundigen. Ohne
diese Möglichkeit gibt es die in
der Bundesverfassung fest-
geschriebene Publikumsöffent-
lichkeit beim Thurgauer Verwal-
tungsgericht nicht.

Der Europäische Gerichtshof
für Menschenrechte würde sol-
che Geheimjustiz niemals gut-
heissen. Aber leider gilt das
Öffentlichkeitsgebot der Euro-
päischen Menschenrechtskon-
vention nicht für verwaltungs-
gerichtliche Verfahren. Das
Bundesgericht hat in diesem
Bereich eine absolute Lizenz zur
Willkür – und nützt das scham-
los aus, aus welchen Motiven
auch immer.
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